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Amtsenthebungsantrag des Landtags gegen Regierungschef Büchel 
Landtag sprach nach langer Debatte Regierungschef Markus Büchel das Misstrauen mit 17 Stimmen aus - Kein freiwilliger Rücktritt 

(G.M.) - Regierungschef Markus 
Büchel, dessen Amtsführung und dessen 
Verhalten gegenüber der FBP-Fraktion 
und den FBP- Regierungsmitgliedern in 
der nur rund hundert Tage dauernden 
Amtszeit die Vertrauensbasis zerstört 
hatte, ist gestern nachmittag nach einer 
mehreren Stunden dauernden Debatte 
das Misstrauen des Landtags ausgespro­
chen worden. Mit Namensaufruf be­
kannten sich 17 Abgeordnete für den 
FBP-Misstrauensantrag. Nachdem Re­
gierungschef Markus Büchel einen frei­
willigen Rücktritt auch nach diesem ein­
deutigen Resultat verweigerte, stimmte 
der Landtag mit 18 Stimmen für die 
Überreichung eines Amtsenthebungsan­
trags an Fürst Hans-Adam II. 

Der  Entscheidung des Landtags auf 
die Unterbreitung eines Amtsenthe­
bungsantrags an  "das Staatsoberhaupt, 
die nach einer kurzen Unterbrechung 
zur Beratung der  Fraktionen am frühen 
Nachmittag fiel, war die formelle Anfra­
ge von Landtagspräsident Dr. Ernst 
Walch vorausgegangen, ob Regierungs­
chef Markus Büchel einen freiwilligen 
Rücktritt in Betracht ziehe, was die 
Amtsenthebung und damit wahrschein­
lich auch Neuwahlen erspart hätte. Der  
schweren Vorwürfen gegenüber der 
Amtsführung und des Vertrauensverlu­
stes gegenüber der  eigenen Partei aus­
gesetzte Regierungschef erklärte in ei­
ner  knappen Stellungnahme, dass nur 
parteipolitische, nicht aber staatspoliti­
sche Gründe für das Misstrauensvotum 
vorgebracht worden seien, weshalb e r  
seinen Rücktritt nicht freiwillig gebe. 

Ausführliche Begründung 
der FBP-Fraktion 

Im Namen der FBP-Fraktion begrün­
dete Fraktionssprecher Dr. Guido Meier 

.nach der Eröffnung der Sitzung und der 
Verlesung des Misstrauensantrags durch 
Landtagspräsident Dr. Ernst Walch aus­
führlich den Verlust des Vertrauens in 
Amtsführung und Verhalten des Regie­
rungschefs, der  nach den Worten des 
Fraktionssprechers die Fraktion wis­
sentlich und willentlich bei der  umstrit­
tenen .Personalfrage angelogen habe. 
Als erschwerend wertete er, wie nach 
ihm verschiedene Abgeordnete, dass der 
Regierungschef dazu erklärt hatte, zur 
Durchsetzung seiner Politik auch wei­
terhin zu diesem Mittel zu greifen. 

Umstrittene Amtsführung des 
Regierungschefs 

Obwohl die Begründung des Personal­
entscheides breiten Raum einnahm und 
auch in der  nachfolgenden Debatte im­
mer  wieder in den Mittelpunkt gescho­
ben wurde, gab der FBP-Fraktionsspre-
cher zu verstehen, dass wesentlich ande­
r e  Verhaltensweisen zum Vertrauensver­
lust beigetragen hätten. Konkret er­
wähnte e r  die Unberechenbarkeit und 
das widersprüchliche Verhalten, die ein­
samen Entscheidungen und die man­
gelnde Bereitschaft zur Zusammenar­
beit in der  Kollegialregierung sowie mit 
der  FBP-Fraktion. «Die Fraktion '  der 
FBP hat in den Regierungschef kein 
Vertrauen mehr», fasste e r  seine Be­
gründung zusammen, «kann ihn nicht 
mehr im Amt des Regierungschefs ver­
antworten, nicht mehr für das Land, und 
nicht für die Abgeordneten, die in die­
sem Haus vertreten sind. Wir haben das 
Vertrauen in das Wort des Regierungs­
chef verloren, können ihn nicht mehr 
tragen, nicht mehr mit ihm zusammenar­
beiten.» 

Die EG zeigt sich 
verhandlungsbereit 

Brüssel/Bern (AP) Erstmals seit dem 
EWR-Nein hat die E G  zu erkennen ge­
geben, dass sie an neuen Verhandlungen 
mit der Schweiz interessiert ist. EG-Aus-
senkommissar Hans van den Broek legte 
der  Kommission am Dienstag den  Vor­
schlag vor, bilaterale Gespräche auf dem 
Prinzip von Kreuzkonzessionen aufzu­
nehmen. 

FBP-Fraktionssprecher Dr. Guido Meier (stehend links) begründete in der gestrigen Landtagssitzung den Misstrauensantrag ge­
gen Regierungschef Markus Büchel. (Bild: Beat Schürte) 

Für VU «unzumutbare Situation» 
Erwartungsgemäss versuchte die VU-

Fraktion aus der Debatte auch Kapital 
zu  schlagen für ihre Position, aber auch 
zur Begründung, dass nicht alle VU-Ab-
geordneten den FBP-Misstrauensantrag 
unterstützen würden. VU-Fraktions-
sprecher Dr. Peter Wolff kritisierte das 
Vorgehen d e r  FBP-Fraktion über  die 
Veröffentlichung der Rücktrittssforde-
rung, ohne vorher entsprechende Kon­
sultationen beim Koalitionspartner 
durchgeführt zu haben. E r  spielte auch 
teilweise die Vorwürfe an den Regie­
rungschef herunter und bemängelte kon­
kretere Angaben. Die FBP ist nach sei­
nen Worten leichtfertig vorgegangen, 
einmal* mit d e r  Auswahl des Kandidaten 
Markus Büchel, der  als der beste und ge­
eignetste Regierungschef im Wahlkampf 
angepriesen worden sei; zum anderen 
habe die FBP auch nicht versucht, zu­
sammen mit Fürst Hans-Adam II. die 
fehlende Vertrauensbasis wiederherzu­
stellen. 

Regierungschef für unabhängiges 
Prüfüngsverfahren 

Regierungschef Markus Büchel, de r  
nach einer Reihe weiterer Voten von 
Abgeordneten der  beiden Koalitions­
parteien erstmals das Wort ergriff, er­
klärte den Grund der Sitzung von Be­
deutung, doch den Anlass für die Sit­
zung als unbedeutend. Auf die in den 
letzten drei Wochen massiv in de r  Öf­
fentlichkeit verbreiteten Vorwürfe an  
seiner Amtsführung und an  seinen Um­

gang mit der Wahrheit ging er nicht ein, 
sondern erklärte die umstrittene Perso­
nalentscheidung als Zeichen seiner neu­
en Politik, deren Ziel es sei, die «verkru­
steten, im wesentlichen auf Eigennutz 
basierenden Parteistrukturen aufbre­
chen» zu wollen. Naeh seiner Interpreta­
tion kann der Landtag nach der Verfas­
sung nur  einen Vertrauensverlust in 
staatspolitischer Hinsicht, nicht aber in 
parteipolitischer Ausprägung feststellen. 
Ferner ersuchte e r  den Landtag, vor ei­
nem Amtsenthebungsantrag die materi­
ellen Voraussetzungen durch eine unab­
hängige, wissenschaftliche Instanz prü­
fen zu lassen, ob  sie verfassungskonform 
seien. 

Mitverantwortung des v .  
Koalitionspartners 

Die Erklärung des Regierungschefs 
veranlasste eine Reihe von Abgeordne­
ten, die gegen sie erhobenen Vorwürfe 
richtigzustellen. Darunter auch FBP-
Fraktionssprecher, Dr. Guido Meier, der 
sich dagegen verwahrte, einen Antrag 
für einen «goldenen Posten» gemacht zu 
haben, wenn e r  sich freiwillig zurückzie­
he. Die FBP-Abgeordneten machten in 
ihren Ausführungen deutlich, dass sie 
aufgrund ihrer Erfahrungen das Ver­
trauen in eine weitere Zusammenarbeit 
mit dem Regierungschef verloren hät­
ten, während die VU-Abgeordneten das 
Verhalten der FBP- Führung kritisier­
ten, teilweise aber doch anerkannten, 
dass das gestörte Vertrauen nicht mehr 
hergestellt werden könne. Die beiden 

Abgeordneten der Freien Liste fühlen 
sich für das Desaster nicht verantwort­
lich, unterstrichen aber nicht nur die 
Verantwortlichkeit der  FBP, sondern 
auch die Mitverantwortung der V U  als 
Koalitionspartner. FL-Vertreter Paul 
Vogt machte klar, dass sich ein Regie­
rungschef nicht im Amte halten könne, 
wenn ihm das Vertrauen des Landtags 
fehle, Markus Büchel könne sich aber 
auch nicht im Amte halten, wenn ihn die 
FBP fallen lasse. Konkret erwähnte e r  
auch, dass im Ausland schon Dutzende 
von Politikern ihren Hu t  nehmen mus-
sten, wenn sie im Amt gelogen hätten -
wenn der Regierungschef ankündige, 
auch weiterhin zur Durchsetzung seiner 
Politik zur Lüge zu greifen, so sei dies 
ein Skandal. 

FBP nicht aus Machtinteressen 
gehandelt 

In einer Erklärung stellte Landtags­
präsident Dr. Ernst Walch auf  verschie­
dene direkte und indirekte Anspielun­
gen auf Machtgelüste der  FBP fest, dass 
die F B P  die bestehenden Probleme nicht 
vertuschen oder verschweigen wollte, 
sondern damit an die Öffentlichkeit 
ging. «Hätten wird nur  aus Machtinter­
essen gehandelt», meinte er, «dann hät­
ten wir anders gehandelt.» Das Vertrau­
en in Regierungschef Markus Büchel sei 
nicht mehr vorhanden - Vertrauen lasse 
sich nicht verordnen. 
Mehr über die ausserordentliche Land­
tagssitzung im Innern der heutigen Aus­
gabe. 

Heute Auflösung 
des Landtags 

D e r  Landtag wird heute Mitt­
woch vormittag aufgelöst. Die A b ­
geordneten treten zur ordentlichen 
Sitzung zusammen, zu welcher 
Landtagspräsident Dr. Ernst Walch 
schon vor einiger Zeit eingeladen 
hat.  

Die Auflösung des Landtags wird 
voraussichtlich zu Beginn der Sit­
zung erfolgen, so dass damit zu 
rechnen ist, dass die Traktanden de r  
Sitzung nicht mehr zur Behandlung 
gelangen. 

Fürst Hans-Adam II. wird dem 
Vernehmen nach, wie gestern abend 
zu erfahren war, von seinem Recht 
Gebrauch machen, den Landtag 
aufzulösen. In einem Brief an die 
Abgeordneten teilte e r  - wie be­
richtet - mit, dass e r  zwar das Miss­
trauensvotum gegen Regierungs­
chef Markus Büchel akzeptieren 
werde, jedoch in diesem Fall die 
Auflösung des Landtags als unver­
meidlich erachte. 

Die Auflösung des Landtags kann 
gemäss Verfassung «nur vor dem 
versammelten Landtage ausgespro­
chen werden». Ausserdem sind dem 
Landtag die Gründe, die zu r  Auflö­
sung führten, mitzuteilen. Die Ver­
fassung spricht in diesem Zusam­
menhang von erheblichen Gründen. 

Regierungschef Markus Büchel 
gab gestern abend zu verstehen, 
dass e r  vorerst im Amt  verbleibe. 
Wann die Amtsenthebung durch 
den Landesfürsten erfolgt, konnte 
nicht in Erfährung gebracht wer­
den. Allerdings gab es Spekulatio­
nen, dass das Staatsoberhaupt den 
Regierungschef im Amt behalten 
könnte, bis Neuwahlen durchge­
führt sind. 

«Wird de r  Landtag aufgelöst», 
heisst es in der Verfassung, «so muss 
binnen sechs Wochen eine neue 
Wahl angeordnet werden.» 

Die Parteien haben sich vor  der 
gestrigen ausserordentlichen Land­
tagssitzung gegen eine Auflösung 
des Landtags ausgesprochen. FBP-
Fraktionssprecher Dr. Guido Meier 
erklärte in seiner Stellungnahme im 
Landtag, dass der  Landtag funktio­
niere. 

Nach Auffassung de r  FBP- Frak­
tion bestehe als Folge des Miss-
trauensvotums gegen den Regie­
rungschef kein erheblicher Grund,  
um den Landtag aufzulösen. 

Alexander Solschenizyn: «Vorbild auf der Suche nach der Wahrheit» 
Ehrendoktorat der Internationalen Akademie für Philosophie IAP, Schaan, an Nobelpreisträger Alexander Solschenizyn verliehen 

(s.e.) - Er lebte jahrelang in Gefang­
nissen und in sibirischer Verbannung, 
gesellschaftlich isoliert, vom ehemals 
kommunistischen Regime als Verräter 
gebrandmarkt. Sein «Verbrechen» war 
sein Wirken im Dienste der Wahrheit, 
ein Weg, den Alexander Solschenizyn als 
«Stimme und Hüter der Wahrheit» mit 
grossem persönlichen Opfer unbeirrt ge­
gangen ist. Zuoberst auf einer lange Li­
ste von Auszeichnungen des 1918 gebo­
renen russischen Schriftstellers steht si­
cherlich der 1970 verliehene Nobelpreis. 
Gestern abend ist im Schaaner Rathaus­
saal mit der Verleihung der Ehrendok­
torwürde der Internationalen Akademie 
für Philosophie eine weitere hohe Aus­
zeichnung hinzugekommen. 

Der  Präsident des Stiftungsrates der  
Akademie für Philosophie, Prinz Niko­
laus von und zu Liechtenstein, durfte ge­
stern abend eine Reihe von Persönlich­
keiten. unter ihnen Fürst Hans-Adam 
II., Regierungschef Markus Büchel, Ita­
liens ehemaliger Staatspräsident und 
IAP-Ehrendoktor Francesco Cossiga, 
recht herzlich zum 5. Hochschultag der  
I A P  willkommen heissen. 

Begegnung mit Fürst Ranz Josef H. 
Sein besonderer Gruss galt aber  d e m  

Ehrengast: «Die Annahme de r  Ehren­
doktorwürde durch Alexander Sol­

Alexander Solschenizyn (mitte) erhielt f ü r  seine «mutige Suche nach der Wahrheit» 
die Ehrendoktorwürde der IAP. Unser Bild zeigt den Empfang des Nobelpreisträgers 
in Begleitung seiner Gattin und seines Sohnes beim Empfang vor dem Schaaner Rat­
haussaal durch lAP-Rektor Prof. Dr. Josef Seifert und Stiftungsratpräsident Prinz 

(Bild: Beat Schürte)' 
schenizyn und seinem verstorbenen Va­
ter, Fürst Franz Josef II, kurz-nach de r  
Verbannung des Schriftstellers aus Russ­
land. Damals habe der  Nobelpreisträger 
dem Fürsten für die Haltung des Landes 
1945 gedankt, als es darum ging, in ei­
nem beispiellosen A k t  rund 500 Russen 
in Liechtenstein Asyl zu gewähren. 

Nikolaus. 
schenizyn ist eine grosse Ehre  für die In­
ternationale Akademie und für ganz 
Liechtenstein, sagte Prinz Nikolaus in 
seiner Begrüssungsansprache. «Wir sind 
dankbar, ein Vorbild de r  mutigen Suche 
nach der  Wahrheit ehren zu dürfen.» 
Prinz Nikolaus erinnerte in seiner A n ­
sprache an die Begegnung zwischen Sol-

Leben und Wirken gewürdigt 
Nach den Worten des Stiftungsrats­

präsidenten skizzierte der  Rektor  d e r  
Akademie, Prof. Dr. Josef Seifert, in ei­
ner Laudatio das Leben und Wirken von 
Alexander Solschenizyn. Geehr t  werde 
ein Mann, welcher umringt von Gefah­
ren, im Gefangenenlager, in sibirischer 
Verbannung, Zeugnis für die unbedingte 
und absolut grundlegende Rolle d e r  
Wahrheit abgelegt habe. 

Rede an die Akademie 
In Anerkennung seiner vielen Ver­

dienste verlieh der Prorektor der IAP, 
Prof. Dr. Rocco Buttiglione, Alexander 
Solschenizyn den Doktortitel «honoris 
causa» für Philosophie. Von Seiten des 
Publikums gab es dabei für den  vierten 
Träger der  Ehrendoktorwürde ( Frankl 
1989, Radim Palous 1991, Francesco 
Cossiga 1992) stehende Ovation. Sol­
schenizyn bedankte sich für die ihm zu­
teil gewordene Auszeichnung mit einer 
Rede an die Akademie, in der  e r  unter 
anderem die geistigen Fundamente d e r  
heutigen Welt, insbesondere eines neuen 
Europas nach dem Sturz des Kommunis­
mus behandelte. Eingangs erinnerte e r  
dabei an «die Lektion in Mut», d i e  
Liechtenstein und der damalige Fürst 
Franz Josef II. der  Welt im Jähre 1945 er­
teilt habe. 


